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Ministerium des Innern und für Kommunales des Landes Brandenburg 
Postfach 601165 | 14411 Potsdam 

LDA Brandenbura 

StErnsaorer Damm 77 

14532 Kleinmachnow 

por Vai: 
cc: an die Antragstellerin mit Anlagen 

Potsdam, 9. September 2021 

Anzeige der Antragstellerin (Ast.) über „Fragdenstaat EEE 
Ihr Schreiben vom 16. August 2021, Zeichen: Me/002/21/1197 

Sehr geehrt 

auf Ihre o.g. Schreiben möchte ich wie folgt Stellung nehmen. 

Eine erneute Prüfung des Sachverhalts im MIK ergab folgende rechtliche Bewer- 

tung: 

1. Die in der Einzelvereinbarung des BMI mit dem MIK zur Förderung des 

Themenfeldes Ein- und Auswanderung abgedeckten Passagen werden zugäng- 

lich gemacht, da nach öffentlicher Bekanntgabe der Gesamtsumme der Projekt- 

förderung in einer Pressemitteilung/ OZG-Plattform des BMI vom 18. Mai 2021 

einer Bekanntgabe der Summe und der unterzeichnenden Akteure an die Antrag- 

stellerin keine Rechtsgründe (mehr) entgegenstehen. Gleiches gilt für die Angabe 

der jeweils zuständigen Organisationseinheiten in den einzelnen Projektanträgen 

des Landes, da unter Berücksichtigung ohnehin bereits öffentlich zugänglicher 

Informationen zu Zuständigkeiten und Geschäftsverteilungen in Gestalt von Be- 

hördenorganigrammen keine schützenswerten öffentlichen Belange an einer Vor- 

enthaltung dieser Informationen auf Grundlage des AIG erkennbar sind. 

2, Die für die Antragstellung des Landes Brandenburg gegenüber dem BMI 

in den Projektanträgen genannten und in den der Ast. übermittelten Kopien ge- 

E-Mails mit qualifiziert elektronisch signierten Dokumenten und/oder Verschlüsselung sind an die folgende Adresse zu 

richten: Poststelle@mik.brandenburg.de 
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schwärzten Teilsummen sind aufgrund von & 4 Abs. 1 Nummer 1 AIG nicht her- 

ausgabefähig, da deren Veröffentlichung geeignet ist, die Beziehungen des Lan- 

des Brandenburg zum Bund zu beeinträchtigen. Bei diesen Angaben zur Darle- 

gung des Finanzierungsbedarfs der betreffenden (Teil-JProjekte handelt es sich 

um Informationen, die ausschließlich dem Bund auf dessen Anforderung für Zwe- 

cke der Prüfung der Bewilligung von Konjunkturfördermitteln zur Umsetzung des 

Onlinezugangsgesetzes übermittelt wurden. Bewilligungsbehörde für die Vergabe 

der Konjunkturfördermittel und Eigner der übermittelten Daten des Antragsverfah- 

rens ist das zuständige Bundesinnenministerium. Dieses hat mit E-Mail vom 

11.06.2021 auf die Unterrichtung des MIK über den AlG-Antrag der Ast. von einer 

Zustimmung zur Bekanntgabe von Projektantragsinformationen abgesehen und 

dem MIK stattdessen ausdrücklich nahegelegt, auf sämtliche projektbezogenen 

Summen in Einzelvereinbarung und deren Anlage 2 zu verzichten und diese ggf. 

zu schwärzen; im Übrigen hat es sich einer rechtlichen Bewertung des Begehrens 

der Ast. enthalten. Aufgrund dieser Mitteilung des BMI kann weder von einer aus- 

drücklichen noch konkludenten Zustimmung des Bundes zur Veröffentlichung 

projektbezogener Angaben zu Teilsummen in den genannten Unterlagen ausge- 

gangen werden. Gleiches gilt für die der Mittelbewilligung des Bundes ebenfalls 

zugrundeliegenden Angaben der Plantermine für die Umsetzung von Projektmei- 

lensteinen. Vor diesem Hintergrund liegen hinreichende Gründe für die Annahme 

vor, dass die Bekanntgabe der v. b. Informationen gegenüber der Ast. durch das 

MIK und die nachfolgende Veröffentlichung auf dem Portal fragdenstaat.de den 

Interessen des Bundes zuwider liefe und hierdurch die Beziehungen des Landes 

BB zum Bund Schaden nähmen. Der Grad der Beeinträchtigung ist nach dem 

Wortlaut des $ 4 Abs. 1 Nummer 1 AIG für die rechtliche Bewertung irrelevant. 

Ferner ist der Vorschrift jedenfalls bei der dargestellten Sachlage auch keine 

Rechtspflicht des Landes zu entnehmen, sich weiterhin aktiv um die Einwilligung 

des Bundes zu bemühen, um die Voraussetzungen für eine Informationserteilung 

noch herbeizuführen. 

3. Einer Mitteilung der in den Projektanträgen des Weiteren namentlich ge- 

nannten Mitarbeiter/innen des Bundes (BMI) und des Landes Brandenburg (MIK 

und ZIT-BB) steht 8 5 Absatz 1 Nummer 1 i. V. m. Absatz 3 AlG entgegen. Nach 

Absatz 1 Nummer 1 dürfen personenbezogene Daten ohne Zustimmung der be- 

troffenen Person grundsätzlich nicht offenbart werden. Nach Absatz 3 ist die Of- 

fenbarung bestimmter personenbezogener Angaben von Amtsträgerinnen und 

Amtsträgern zulässig, soweit keine schutzwürdigen Belange der Amtsträgerinnen 

und Amtsträger entgegenstehen. Bei der hiernach erforderlichen rechtlichen Ab- 

wägung ist zu berücksichtigen, dass nach der Praxis der Landesregierung Bran- 

denburg zur Veröffentlichung personenbezogener Beschäftigtendaten im Rahmen 

der Bekanntgabe organisatorischer Behördeninformationen in Organigrammen, 

Geschäftsplänen u. ä. die Namen und sonstige personenbezogen Angaben zur 
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Identität einzelner Beschäftigter unterhalb der Leitungsebene der Ministerien und 

nachgeordneten Behörden des Landes der Allgemeinheit grundsätzlich nicht zu- 

gänglich gemacht werden. Diese Verfahrenspraxis der Landesregierung ist auch 

bei der Bewertung der Schutzbedürftigkeit der (geschwärzten) personenbezoge- 

nen Beschäftigtendaten im Verhältnis zum Informationsinteresse der Ast. zugrun- 

de zu legen. Darüber hinaus ist bei der Prüfung schutzwürdiger Belange betroffe- 

ner Amtsträger zu berücksichtigen, inwiefern sich aus einer Bekanntgabe der in 

8 5 Absatz 3 AlG genannten personenbezogenen Daten, insbesondere der Na- 

men, nachteilige Auswirkungen auf die betroffenen Amtspersonen ergeben kön- 

nen. Dies ist auch davon abhängig, welche Bedeutung und welchen Stellenwert 

die mitgeteilten Informationen in der Öffentlichkeit haben können und welche Risi- 

ken sich bei einer kritischen Auseinandersetzung der Allgemeinheit mit diesen 

Informationen für namentlich genannte Amtsträgerinnen und Amtsträger ergeben 

können. Im zugrundeliegenden Fall ist davon auszugehen, dass die Angaben auf 

dem Portal „fragdenstaat.de“ veröffentlicht und einer unbegrenzten Anzahl von 

Internetnutzerinnen und -nutzern bekannt gemacht werden und es sich um finanz- 

politische Informationen handelt, die alleine oder zusammen mit anderen Daten 

geeignet sind, einen breiteren öffentlichen Diskurs auch in den sozialen Medien zu 

erzeugen. Daraus folgt ein nicht nur abstraktes Risiko, dass die im Zusammen- 

hang mit diesen Informationen namentlich genannten Amtsträger/innen in die 

Auseinandersetzung einbezogen werden könnten, ohne dass gegenwärtig hinrei- 

chende Möglichkeiten bestehen, unangemessene, diffamierende oder gar hetzeri- 

sche Äußerungen anonymer Dritter gegen diese Amtspersonen im Internet zu 

verhindern. Vor diesem Hintergrund gebietet auch die dienstliche Fürsorge im 

zugrundeliegenden Fall die Schwärzung der Namen und Kontaktdaten von Be- 

schäftigten des Landes Brandenburg. Soweit von den Schwärzungen auch perso- 

nenbezogenen Daten von Amtsträgern bzw. Amtsträgerinnen anderer Behörden 

außerhalb des Landes Brandenburg betroffen sind, ist bereits zweifelhaft, ob auf 

sie die Bestimmungen des AIG anwendbar sind. Jedenfalls wäre auch für diese 

Personen die Annahme entgegenstehender schutzwürdiger Belange berechtigt. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Ministerium des Innern 

und für Kommunales 

  

  
Hinweis: Dieses Dokument wurde am 9. September 2021 durch Be? r elektro- 

nisch schlussgezeichnet. nn   
 




